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Was wir in 23 Jahren 
erreicht haben

und was wir damit 
weiter erreichen können
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Das Land Südtirol erhält den 
Verfassungsauftrag, alle 
Instrumente der Direkten 

Demokratie per Landesgesetz 
zu regeln
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1997 hat die italienische Regierung den Beschluss des 
Regionalrates, mit dem er eines unserer beiden ersten 
Volksbegehren angenommen hat, mit der Begründung 
rückverwiesen, er habe nicht die Zuständigkeit ein 
neues Instrument der Direkten Demokratie 
einzuführen. Wir hatten im Gesetzentwurf des 
Volksbegehrens die „gesetzeseinführende 
Volksabstimmung“ (referendum propositivo) 
vorgesehen.

Vier Jahre später hat der befreundete Parlamentarier, 
Marco Boato, dafür gesorgt, dass das Land Südtirol 
dafür zuständig wurde, alle Instrumente der Direkten 
Demokratie gesetzlich zu regeln, auch das bis dahin 
unbekannte und undefinierte „referendum 
propositivo“.
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Marco Boato – Erstunterzeichner 
des Verfassungsgesetzes, das die Zuständigkeit zur gesetzlichen Regelung 

aller Instrumente Direkter Demokratie im Autonomiestatut festschreibt 

2001
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II. AKT 

Mit dem neuen Landesgesetz 
werden wir Bürgerinnen und 

Bürger zu Gesetzgebern
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Auf dieser Grundlage haben wir mit einem 
weiteren Volksbegehren den Landtag 2005 
veranlasst, erstmals für Südtirol ein Gesetz zur 
Direkten Demokratie zu verabschieden.

Das Gesetz folgt unserer Interpretation des 
Begriffes „referendum propositivo“: Mit ihm ist 
die gesetzeseinführende Volksabstimmung 
eingeführt worden und sind die Südtiroler 
Bürgerinnen und Bürger zu Gesetzgebern 
gemacht worden. 
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Referendum 
propositivo im LG Nr. 
11, 2005 im Sinne der 
gesetzeseinführenden 

Volksabstimmung 
interpretiert. 

Bürgerinnen und Bürger 
werden Gesetzgeber! 
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Das Beispiel der Initiative geht 
über die Grenzen des Landes 

hinaus
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Movimento 5* dem Koordinator der Initiative, 
Stephan Lausch, bei einer Veranstaltung von 
Beppe Grillo die Möglichkeit, bei seinem 
Auftritt im Sportpalast Bozen vor über 3.000 
Zuschauern, die Unterschriftensammlung  für 
die erste landesweite Volksabstimmung für ein 
besseres Gesetz zur Direkten Demokratie 
bekannt zu machen.
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2007
Beppe Grillo bekommt bei Auftritt in Bozen wohl 

erstmals die Idee der Direkten Demokratie vermittelt.
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IV. AKT 

Die Idee der Direkten Demokratie 
kommt mit dem Wahlsieg des 
Movimento 5* am 4. März 2018 
und mit seinem Eintritt in die 

Regierung im Zentrum Italiens 
an.
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MAI 2018

„Contratto per il governo del cambiamento“
È prevista la cancellazione del quorum e l‘introduzione 

del referendum propositivo nonché la 
calendarizzazione delle proposte di legge di iniziativa 

popolare
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Rede des Ministers 
Riccardo Fraccaro 

beim Global Forum on Modern 
Direct Democracy 

in Rom am 29. September 2018

https://www.youtube.com/watch?v=1r6ESASNBYk&fbclid=IwAR3laFd9MX_V55wHk-V8utXP1ZwR5pKkErwL7RdyYfJm0yarQuTcsO7aU3I
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V. AKT

Direkte Demokratie wird in 
Südtirol endlich 

vollständig und anwendbar
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Nach der Niederlage der SVP im Referendum 
2014 gegen ihr Direkte-Demokratie-Gesetz und 
einem neuerlichen Volksbegehren der Initiative 
verabschiedet am 25. Juli 2018 der Südtiroler 
Landtag ein in vierjähriger, mehrheits- und 
minderheitsübergreifender Arbeit und mit 
einem partizipativen Verfahren entstandenes 
neues Gesetz zur Direkten Demokratie. Dies 
haben wir auch erst erreicht, indem wir diesen 
Gesetzentwurf als Volksbegehren im Landtag 
eingebracht haben.
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JULI 2018
Eine anwendbare (hinnehmbar das Quorum und die 

Unterschriftenhürde) landesgesetzliche Regelung der 
Direkten Demokratie mit beiden Standbeinen, 

Referendum und Initiative
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Oktober 2018
Südtirol wird für die Schweiz das Vorzeigebeispiel in 

Italien für Moderne Direkte Demokratie nach 
schweizerischem Verständnis in der Ausstellung 

„Moderne Direkte Demokratie“
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Weshalb haben wir das alles 
erreichen können?



1
7
.
0
1
.
1
3

"Alle menschlichen Fehler sind Ungeduld, ein 
vorzeitiges Abbrechen des Methodischen, ein 
scheinbares Einpfählen der scheinbaren Sache."

"Es gibt zwei menschliche Hauptsünden, aus 
welchen sich alle andern ableiten: Ungeduld und 
Lässigkeit. Wegen der Ungeduld sind sie aus dem 
Paradiese vertrieben worden, wegen der 
Lässigkeit kehren sie nicht zurück. Vielleicht aber 
gibt es nur eine Hauptsünde: die Ungeduld. 

Wegen der Ungeduld sind sie vertrieben worden, 
wegen der Ungeduld kehren sie nicht zurück.„
 

Franz Kafka, Aphorismen
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Wir haben jetzt 
die Voraussetzungen 
für eine fortlaufende 

Ausgestaltung 
der Demokratie durch 
uns Bürgerinnen und 

Bürger
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weiter Beispiel sein für 

Italien und Europa
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Die Idee der 
Konkordanzdemokratie

verwirklichen,
 einer Demokratie der 

Zusammenarbeit 
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… 

… und was wir erreichen 
sollten / wollen / können
erstmals in Europa, wenn nicht weltweit, 

außerhalb der Schweiz, die Idee einer 
Konkordanzdemokratie verwirklichen,

einer Demokratie der Zusammenarbeit, 
in der die unheilvolle und selbst dem Prinzip 

der Repräsentation widersprechende Logik 
von prestabilierter Regierungsmehrheit und 

Opposition überwunden ist.
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und parlamentarischer 
Demokratie eine lebendige und 
produktive Einheit zu machen. 
Dazu muss sich die 
parlamentarische Demokratie 
verändern / vom hohen Ross 
herunter steigen.   
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Demokratieentwicklung 
in Südtirol: 

es liegt jetzt allein an uns
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Unsere drei Schwerpunktthemen
 

Volksinitiativen zur Neugründung 
der Demokratie in Südtirol
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Das Symbol einer Politik, 
die wir nicht mehr 
hinnehmen wollen 
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BESSERES 
WAHLGESETZ
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VOLKSINITIATIVE

FÜR EIN (BESSERES) 

WAHLGESETZ  VON 

BÜRGERN/INNEN 

FÜR 

BÜRGERN/INNEN 
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Wir haben einen Wahlgesetz-
entwurf, mit dem, im Vergleich 

zum geltenden Wahlmodus, 
tendenziell eher Menschen 

politische Vertretung 
übernehmen würden, die sich 
mehr den Bürgern als einer 
Partei verpflichtet fühlen.

Link zu Details
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listenübergreifendes Wählen
- Sitzverteilung anhand der Stimmen, 

die die Kandidaten erhalten
- Mandatsbeschränkung
- Nominierung von Kandidaten auch 

durch alle Bürger
- Mindestvertretung der Wähler in der LR
- merkliche Reduzierung der Gehälter
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Der Wahlgesetzentwurf enthält 
Regeln, die zur Zusammenarbeit 
jenseits von Parteizugehörigkeit 
anhalten sowie zu wechselnden, 

breiten und sachbezogenen 
Mehrheiten an Stelle der 

vorgefertigten 
Regierungsmehrheiten. 

Link zu Details
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listenübergreifendes Wählen u.a.
- Mindestvertretung der Wähler in der 

Landesregierung
- Direkte Demokratie (diese 

Bedingung ist erfüllt, sobald sie 
besser anwendbar gemacht ist)
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VOLKSINITIATIVE

FÜR EIN BESSERES 

GESETZ ZUR 

DIREKTEN 

DEMOKRATIE
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Eigentlich müsste man das vor-
liegende neue Gesetz jetzt per 
Volksabstimmung zur Gänze 
austauschen. Das wird politisch 
nicht opportun sein. 

Alles andere ist aber eher 
Flickwerk.
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Was am neuen Gesetz zur Direkten 
Demokratie zu ändern oder ergänzen 
ist:
  

- Absenkung der Unterschriftenhürde auf 
die im Entwurf ursprünglich vorgesehe-
nen 8.000 für die Volksabstimmung und 
auf 2.500 für Volksbegehren

- Vereinfachung der Unterschriften-
sammlung und Einführung der Online-
Sammlung
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- Einführung des Referendums und 
der Volksinitiative über die Sach-
fragen, über die die Landesregie-
rung entscheidet, auch nur in 
einzelnen Gemeinden und Bezirken

- Einführung der Möglichkeit für den 
Landtag bei einer Volksinitiative 
einen Gegenentwurf mit zur 
Abstimmung zu bringen
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- Streichung des Beteiligungsquorums
- Einführung der Möglichkeit der 

Volksabstimmung über die Politiker-
gehälter

- Einführung der beratenden Volksab-
stimmung auch auf Veranlassung 
der Bürger und über Alternativen

- Einführung der Möglichkeiten auch 
über Varianten zu einem Vorschlag 
abstimmen zu können 
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- Einführung des Petitionsrechtes
- Neuregelung der Einrichtung des 

Bürgerrates und anderer Formen der 
partizipativen Demokratie
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3 VOLKSINITIATIVE

ZUR EINRICHTUNG 

EINES PARTIZIPATIVEN 

VERFASSUNGSKONVENTS 

FÜR SÜDTIROL
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Beschluss der a.o. Mitgliederversammlung
13. Oktober 2018

  

Prämisse
Mit dem Ziel, die Demokratie in unserem Land

von der herrschenden unproduktiven und theaterhaft 
inszenierten und immer mehr Menschen abstoßenden 

Konkurrenzdemokratie des ständigen Gegen-
einanders

hin zu einer Konkordanzdemokratie der Zusammen-
arbeit, in der die große Mehrzahl der Menschen sich 
wiederfinden kann und die Gesellschaft eine aktive 

Rolle einnimmt, stellen wir fest:
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Land liegt mit dem neuen Gesetz zur Direkten 
Demokratie jetzt endlich in den Händen von uns 
Bürgerinnen und Bürgern. Deshalb beschließt die 
Mitgliederversammlung einen eigenen 
Wahlgesetzentwurf und eine weiter verbesserte 
Regelung der Direkten Demokratie so bald als möglich 
zur Volksabstimmung bringen zu wollen. Die beiden 
vorliegenden Gesetzentwürfe der Initiative sind dafür 
die Grundlage. 
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Die Form, wie sie vorgelegt werden sollen und die 
Details der Vorschläge sind bis zur nächsten 
ordentlichen Mitgliederversammlung so festzulegen 
und abzuklären, dass diese endgültig über den Start 
der Initiative beschließen kann. Die beiden 
Gesetzesvorschläge sollen als Demokratiepaket 
vorgelegt werden.
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Dieser Beschluss ist als Neustart der Initiative für 
mehr Demokratie zu werten, der das Bemühen 
beinhaltet, sich mit dem eigenen Anliegen auf 
erneuerte Weise an die Bürgerinnen und Bürger 
zu wenden und dabei vor allem junge Menschen 
anzusprechen.

Etwaigen Bestrebungen, das neue Gesetz zur 
Direkten Demokratie wieder beschneiden zu 
wollen, begegnet die Initiative f.m.D. mit der 
Ankündigung, dagegen das Referendum ergreifen.
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